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Jagdeinrichtungen:  
Was ist rechtlich zu beachten? 
Gerade beim Pächterwechsel kommt es in Bezug auf bestehende Jagd- 
oder Reviereinrichtungen oft zu Streitigkeiten. In einer dreiteiligen 
Serie beleuchten wir die gesetzlichen Vorgaben. – 1. Teil. 
HR DR. Heinz zimpeR

Das Jagdrecht besteht nach  
§ 1 Abs. 1 NÖ Jagdgesetz (NÖ 
JG) in der ausschließ lichen 
Befugnis, dem Wild inner-

halb eines bestimmten Jagd gebietes in 
freier Wildbahn und in Wild gehegen 
nachzustellen, es zu fangen, zu erlegen 
und sich anzueignen. Dieses ausschließ-
liche Aneignungsrecht umfasst auch 
verendetes Wild, Fallwild, Abwurfstangen 
sowie Eier des Federwildes. 

Das Jagdrecht ist nach § 4 NÖ JG 
untrennbar mit dem Eigentum an 
Grund und Boden verbunden. Es steht 
dem jeweiligen Grundeigentümer zu. 
Jagdberechtigte sind in Eigenjagd-
gebieten und Wildgehegen die Grund-
eigentümer, in Genossenschaftsjagd-
gebieten die Jagdgenossenschaft.

Dieses Jagdrecht, das heißt die 
 ausschließliche Befugnis zum Nach-
stellen, Fangen, Erlegen und Aneignen 
des  Wildes, kann vom Jagdberechtigten 
durch Verpachtung weitergegeben 
 werden. Derjenige, der dieses Jagdrecht 
übernimmt, ist der Jagdausübungs-
berechtigte. Ein Verkauf des Jagdrechts 
oder auch nur von Teilen des Jagd-
rechts ist gesetzlich nicht möglich.

Errichtung von  
Jagdeinrichtungen
In diesen Befugnissen des Jagdrechts ist 
die Errichtung von Jagdeinrichtungen 
nicht enthalten. Somit ist das Aufstellen 
von Jagdeinrichtungen im Jagdrecht 
nicht automatisch erlaubt. In diesem 

Sinne sieht auch § 88 NÖ JG ausdrück-
lich vor, dass die Errichtung von Jagd-
einrichtungen nur mit Zustimmung 
des jeweiligen Grundeigentümers ge-
stattet ist!

Was sind Jagdeinrichtungen?
Nach § 88 NÖ JG gehören zu den Jagd-
einrichtungen alle Anlagen für den Jagd-
betrieb. Als Beispiele werden Wildzäune, 
Jagdhütten, ständige Ansitze, Futter-
stellen, Jagdsteige und dergleichen 
 angeführt. Somit fallen alle baulichen 
Objekte für den Jagdbetrieb, alle zaun-
artigen Wildschutzmaßnahmen, alle 
Wildfütterungen – ausdrücklich gemäß 
§ 46 NÖ Jagdverordnung auch Kirr-
fütterungen für Schwarzwild, für die 
sowohl die Zustimmung des Grund-
eigen tümers als auch des Obmannes 
des Jagdausschusses verlangt werden – 
und sogar Jagdsteige (Birschsteige usw.) 
darunter, wenn bei der  Errichtung  
von Steigen Grabarbeiten oder Baum- 
und Strauchentfernungen durchgeführt 
werden.

Zustimmung des  
Grundeigentümers 
Jagdeinrichtungen dürfen weder auf-
grund einer Abschussvereinbarung noch 
aufgrund eines Jagdpachtverhältnisses 
automatisch errichtet werden, sofern 
dies nicht im Jagdpachtvertrag oder 
Abschussvertrag mit dem Grundeigen-
tümer vereinbart worden ist. Dies ist 
rechtlich nur bei einer Eigenjagd oder 

einem Wildgehege möglich. Bei einer 
Genossenschaftsjagd kann der Jagd-
ausschuss nicht über die Verwendung 
einzelner Grundstücke für Jagdeinrich-
tungen entscheiden. Der Jagdausschuss 
ist „nur“ für die Ver pachtung und 
 Verwaltung des Jagdrechts zuständig. 
Die Errichtung von Jagdeinrichtungen 
fällt nicht unter die Befugnisse des 
Jagdrechts.

Errichtung wider Willen
Ist eine Jagdeinrichtung für die Jagd-
ausübung, etwa für eine wirksame 
Wildschadensbekämpfung, unbedingt 
notwendig und stimmt der Grund eigen-
tümer der Errichtung nicht zu, kann 
die Bezirks verwaltungs behörde aus-
nahmsweise die Genehmigung für die 
 Errichtung erteilen, wenn dem Grund-
eigentümer die Duldung der Anlage 
zugemutet werden kann. Dem Grund-
eigentümer gebührt eine angemessene 
Entschädigung, die die Behörde fest-
setzt. Die aufgrund einer  behördlichen 
Bewilligung errichteten Anlagen für den 
Jagdbetrieb sind dem Jagdnachfolger 
auf sein Verlangen gegen angemessene 
Entschädigung zu überlassen, sofern 
keine andere zivilrechtliche Verein-
barung besteht.

Dieses „Ersetzen“ der Zustimmung 
des Grundeigentümers auf Basis des 
Jagdgesetzes scheidet aber für die Er-
richtung von Jagdhütten aus, weil in § 8 
Abs. 1 NÖ JG ausdrücklich ein gesetz-
licher Vorbehalt hinsichtlich anderer 
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Rechtsnormen enthalten ist. Für die 
Errichtung von Jagdhütten ist jeden-
falls die NÖ Bauordnung (NÖ BO) 
 anzuwenden. Nachdem eine Jagdhütte 
ein Gebäude darstellt, für dessen Er-
richtung eine Genehmigung der Bau-
behörde notwendig ist und in der  
NÖ BO als Bewilligungsvoraussetzung 
die Zustimmung des Grundeigentümers 
verlangt wird, bedarf die Errichtung 
einer Jagdhütte unbedingt der Zu-
stimmung des Grundeigentümers.

Baubehördliche Genehmigung
Für diese, für den jagdlichen Gebrauch 
hergestellten und aufgestellten Einrich-
tungen gilt die Ausnahmebestimmung 
des § 1 Abs. 3 Ziffer 6 NÖ BO, nach der 
bewilligungs-, anzeige- und meldefreie 
Vorhaben vom Geltungs bereich der  
NÖ BO ausgenommen sind. Die NÖ BO 
sieht unter § 17 Ziffer 9 leg. cit. als 
 bewilligungs-, anzeige- und meldefreie 
Bauwerke jedenfalls die Aufstellung und 
Errichtung von Hochständen, Garten-
grillern, Hochbeeten, Spiel- und Sport-
geräten, Marterln, Grabsteinen und 
Brauchtumseinrichtungen (wie Maibaum 
oder Christbaum u. Ä.) vor. „Jedenfalls“ 
bedeutet, dass dies auch für andere 
gleichwertige Ein richtungen gilt, die dann 
von der NÖ BO privilegiert sind, auch 
wenn diese nicht angeführt werden, wie 
zum Beispiel Wildfütterungen, da diese 
Aufzählung nur beispielhaft ist. 

Wesentlich dabei ist, dass diese 
 Objekte nicht unter die Begriffe Ge-
bäude, Bauwerk oder bauliche  Anlage 
fallen, die mit dem Boden fest verbun-
den sind und für deren fach gerechte 
Errichtung bautechnische Kenntnisse 
 benötigt werden. Ein Hochstand, dessen 
Errichtung unbestritten auch fachliche 
Kenntnisse verlangt, gilt nur dann als 
vom Geltungsbereich der Bauordnung 
ausgenommen, wenn er nicht den 
 Charakter eines Gebäudes hat und 
daher annähernd keine Elemente eines 
Gebäudes, dafür aber die eines Hoch-
standes aufweist. 

Bei Mischformen, wie einer Jagdhütte 
mit angebautem Hochstand, ist die 
 Bewilligungspflicht, nicht die Aus-
nahme entscheidend. Werden für einen 
Hochstand Fundamente betoniert, die 
das übliche Maß für die taugliche 
 Stabilisierung der Holzsteher nicht 
überschreiten, sind diese ein Teil der 
Hochstandkonstruktion und unter-
liegen nicht der NÖ BO.

Eigentumsverhältnisse
Bei den Jagdeinrichtungen muss unter-
schieden werden, ob diese beweglich 
oder unbeweglich sind.

Bewegliche Jagdeinrichtungen, die 
ohne Verletzung ihrer Substanz von 
einer Stelle zur anderen versetzt 
 werden können, gelten als bewegliche 
Sache. Das Eigentum steht dem Jagd-
ausübungsberechtigten zu, der diese 
Einrichtung gebaut oder erworben  
hat. Das Eigentumsrecht bleibt be-
stehen, egal, auf welchem Grund- 
stück er diese Einrichtung aufstellt. 
Auch im Falle eines Pächterwechsels 
bleibt das Eigentums recht aufrecht. 
Der Eigen tümer kann die Einrichtung 
entfernen oder an den Folgepächter 
übergeben, verkaufen, verpachten usw. 
Kann keine Vereinbarung getroffen 
werden, muss der Eigentümer der 

 beweglichen Einrichtung diese aus  
dem Revier ent fernen. Weigert er sich, 
kann diese  Entfernung zivilrechtlich 
durchgesetzt werden. Beispiele dafür 
wären mobile Ansitzstände oder zerleg-
bare Hochstände.

Natürlich kann auch nur ein Teil 
einer Jagdeinrichtung beweglich sein, 
sofern dieser bewegliche Teil eine 
 eigene Einheit darstellt. Als Beispiel soll 
ein mit dem Boden fest verbundener 
Unterbau, auf dem eine Kanzel, die 
montierbare Elemente besitzt und ohne 
Zerstörung des Unterbaus entfernt 
werden kann, dienen. Der bewegliche 
Teil steht jedenfalls im Eigentum des 
Jagdausübungsberechtigten.

Unbewegliche Jagdeinrichtungen sind 
solche, die mit Grund und Boden  
fest verbunden sind und eine kraft-
schlüssige Verbindung mit dem Boden 
aufweisen. Dabei muss kein Fundament 
vorliegen. Eine feste Verbindung mit 
Holz- und Metallteilen kann zu einer 
fest verbundenen Einrichtung führen. 
Eine Entfernung ist ohne Substanz-
verlust nicht möglich. Bei der Er rich-
tung besteht die Absicht, dass sie  
für immer an Ort und Stelle belassen 
werden. 

Der 2. Teil folgt in einer  
der nächsten Ausgaben.

EINDEUTIG.
Bei der Bewertung des  

Eigentums wird zwischen  
beweglichen und unbeweglichen 

Jagd einrichtungen unterschieden.
FOTO CLAAS NOWAK
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Jagdeinrichtungen:  
Was ist rechtlich zu beachten? 
Gerade beim Pächterwechsel kommt es in Bezug auf bestehende 
Reviereinrichtungen oft zu Streitigkeiten. In einer dreiteiligen Serie 
beleuchten wir die gesetzlichen Vorgaben. – 2. Teil. 
HR DR. Heinz zimpeR

Hinsichtlich des Eigentums 
an unbeweglichen Revier­
einrichtungen bestehen 
zwei Rechtsansichten. Beide 

Rechts ansichten sind derzeit argumen­
tierbar. Entsprechende Entscheidungen 
der obersten Entscheidungsgerichte 
sind dem Verfasser nicht bekannt. 
Somit bleibt diese Rechtsfrage offen 
und der künftigen Entscheidung der 
Gerichte vorbehalten.

Eigentum des  
Grundeigentümers
In diesem Fall wird angenommen,  
dass diese Jagdeinrichtungen zu den 
un beweglichen Sachen nach ABGB ge­
hören und dem rechtlichen Schicksal 
des Grundstücks, auf dem sie stehen 
(superficies solo cedit), folgen. Der Grund­
eigentümer erwirbt automatisch das 
Eigentum an der Einrichtung, weil das 
Bauwerk auf seinem Grundeigentum 
errichtet worden ist und keine andere 
zivilrechtliche Vereinbarung über das 
Eigentum abgeschlossen wurde oder 
besteht. 

Denn der Grundeigentümer hat nur 
der Errichtung der Jagdeinrichtung 
 zugestimmt. Andere oder zusätzliche 
Vereinbarungen sind nicht getroffen 
worden. Über das Eigentum an der 
Revier einrichtung wurde demnach 
keine Regelung getroffen, sodass die 
Bestimmungen des ABGB für Bauwerke 
auf fremdem Grund anzuwenden sind.
Diese Rechtsfolge des Eigentums­

erwerbs durch den Grundeigentümer 
kann dann ausgeschlossen werden, wenn 
der Errichter und der Grund eigen­
tümer darüber gesonderte Regelungen 
verein baren. 

Sie können zum Beispiel verein­
baren, dass die Einrichtung im Eigen­
tum des Jagdausübungsberechtigten 
bleibt, dieser sie auch an den Jagdrechts­
nachfolger weitergeben kann und der 
Jagdausübungsberechtigte für Zustand 
und Erhaltung dieser Ein richtung 
 verantwortlich ist. Liegt keine Verein­
barung vor und geht das Eigentum der 
Jagdeinrichtung an den Grund eigen­
tümer über, darf der Jagd ausübungs­
berechtigte diese Jagdeinrichtung recht­
lich betrachtet nicht weitergeben, weil 
sie ihm nicht gehört. Er darf dann 
auch keine Ablöse verlangen. 

Tritt man dieser Rechtsansicht 
näher, so würde bei strenger Auslegung 
auch im Falle des Wechsels des Jagd­
pächters der nachfolgende Jagdaus­
übungsberechtigte nicht automatisch 
die vorhandenen Jagdeinrichtungen 
ohne neuer Zustimmung des Grund­
eigentümers nutzen dürfen, weil der 
Grundeigentümer nur dem ausge­
schiedenen Jagdausübungsberechtigten 
die Errichtung – und damit logischer­
weise auch die Verwendung – gestattet 
hat. Bei Eigenjagden und Wildgehegen 
kann diese Verwendung einfach mit dem 
Grundeigentümer als Jagdberechtigtem 
geklärt werden. Bei Genossenschafts­
jagden ist diese Zustimmung dem Jagd­

ausschuss entzogen, und diese wäre 
 gesondert von jedem Grundeigentümer 
einzuholen.

Haftungsfrage
Den Grundeigentümer kann aber, wenn 
ihm das Eigentum an der Revier­
einrichtung zusteht, die Verpflichtung 
für die Erhaltung des ordnungs­
gemäßen Zustandes und eine Haftung 
im Falle von Schäden oder Mängeln, 
insbesondere wenn durch den Zustand 
der Jagdeinrichtung ein Schaden ent­
standen ist, treffen. Diese Folgen 
möchte sicher kein Grundeigentümer 
tragen. 

Nachdem eine Jagdeinrichtung vom 
Jagdausübungsberechtigten errichtet 
wird und er diese auch für die Jagd­
ausübung nutzt, scheint es logisch und 
aus der Zustimmung des Grundeigen­
tümers ableitbar, dass der Grundeigen­
tümer nur aufgrund seiner Zustimmung 
zu der Reviereinrichtung keine Er­
haltungsverpflichtung oder Haftung für 
diese Reviereinrichtung übernommen 
hat und diese auch nicht übernehmen 
möchte. Der Eigentümer hat aber den 
Bestand und die Nutzung durch den 
Errichter gestattet. Somit ist logisch 
argumentierbar, dass zumindest dem 
Jagdausübungsberechtigten als verant­
wortlichem Errichter einer Jagdeinrich­
tung die Haftung für seine Arbeiten 
und somit für den vollständigen und 
ordnungsgemäßen Zustand der Jagd­
einrichtung zukommt. 

Den ersten Teil  
dieser Serie finden  

Sie auf unserer Website 
www.weidwerk.at
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Möglich bleibt aber, dass nach einer 
Bestandsdauer von mehreren Jahren 
bei augenfälligen Mängeln und vor 
allem bei einem Wechsel des Jagd­
ausübungs berechtigten doch für den 
Grundeigentümer eine Haftungs­
verantwortung entsteht. Insbesondere 
im letztgenannten Fall besteht nämlich 
zwischen dem Grundeigentümer und 
dem neuen Jagdausübungsberechtigten 
keine Absprache über die Jagdeinrich­
tung. Die Haftung des Grund eigen­
tümers für die Anlagen auf seinem 
Grundstück würde dann schlagend 
werden.

Daher sollten vor der Errichtung 
einer Reviereinrichtung zwischen dem 
Grundeigentümer und dem Jagd­
ausübungs berechtigten bzw. dem Er­
richter der Jagdeinrichtung zumindest 
drei Fragen geklärt werden: 
��Stimmt der Grundeigentümer der 
Reviereinrichtung zu?
��Wer ist Eigentümer dieser Revier­
einrichtung?
��Wer ist für die Erhaltung zuständig?

Eigentum des  
Jagdausübungsberechtigten
Der Oberste Gerichtshof hat in einer 
Entscheidung vom 4. 4. 1984, 3 Ob 
623/83, nach dem Vorarlberger Jagd­
gesetz – allerdings über eine Jagdhütte 
– ausgedrückt, dass Jagdeinrichtungen, 

die in Ausübung des Jagdrechts er­
richtet worden sind, nicht nach  
den Vorschriften des § 297 ABGB als 
Zugehör des Grundstücks, auf welchem 
sie stehen, betrachtet werden, sondern 
als Zugehör des Jagdrechts. Diese Jagd­
einrichtungen, die in Ausübung des 
Jagdrechts errichtet worden sind, weil 
das Jagdrecht prinzipiell die Errichtung 
von Jagdeinrichtungen vorsieht (wenn 
auch mit Zustimmung des Grundeigen­
tümers), fallen in das Eigentum des die 
Reviereinrichtung aufstellenden Jagd­
pächters. Nach der Entscheidung des 
OGH bleiben diese Jagdeinrichtungen 
im Eigentum des sie errichtenden Jagd­
pächters, dürfen aber von ihm bei Ende 
der Pachtzeit nicht abge brochen werden, 
sondern sind dem nach folgenden Jagd­
berechtigten gegen angemessene Ent­
schädigung zu überlassen. Nur ver­
fallende Jagdeinrichtungen kann der 
Grundeigentümer wegräumen und ent­
schädigungslos für sich behalten – also 
sich aneignen.

Diese Rechtsauslegung ist im 
Normal fall für die Fragen nach dem 
Eigentum, nach der Erhaltungsver­
pflichtung und nach einer eventuellen 
Haftung sowohl für den Jagdausübungs­
berechtigten als auch für den Grund­
eigentümer vorteilhafter. Sie entspricht 
auch dem natürlichen Rechtsgefühl 
und der gelebten Praxis.

Rechtslage vorher klären
Leider ist diese Entscheidung unter 
Bezug nahme auf das Vorarlberger Jagd­
recht und auf einen sehr kom plexen 
Fall einer Jagdhütte gefällt  worden, 
 sodass eine abschließende  Klärung 
 hinsichtlich des Eigentums an Jagd­
einrichtungen noch immer  ausständig 
ist. Daher wird rechtlich  geraten, sich 
nicht auf eine – wenn auch argumen­
tierbare – Rechtsauslegung zu ver­
lassen, sondern von vornherein da­ 
rauf zu  achten, dass die Rechtslage  
geklärt ist und beide Partner, nämlich 
Grundeigentümer und Jagdausübungs­
berechtigter, fair und offen behandelt 
 werden.

Auch in diesem Fall wird emp­
fohlen, hinsichtlich der Jagdeinrich­
tungen, insbesondere beim Neubau, 
mit dem Grundeigentümer die zuvor 
genannten drei Fragen offen zu be­
sprechen, die Vereinbarung darüber 
zumindest in einem Vermerk zu 
 doku mentieren und sie dem Grund­
eigentümer auch mitzuteilen. Dabei 
sollte nicht der Eindruck entstehen, 
den Grundeigentümer zu übervorteilen 
oder sich Rechte anzueignen, sondern 
eine für alle Seiten vertretbare Klar­
stellung erreichen zu wollen. 

Der 3. und letzte Teil folgt 
in einer der nächsten Ausgaben.

HAFTUNG & CO.
Wem gehören Jagdeinrichtungen? 
Wer ist im Falle eines Unfalls 
haftbar?
FOTO CHRISTIAN KNITTEL
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JAGDRECHT
Jagdeinrichtungen:  
Was ist rechtlich zu beachten? 

Gerade beim Pächterwechsel kommt es in Bezug auf bestehende 
Reviereinrichtungen oft zu Streitigkeiten. In einer dreiteiligen Serie 
beleuchten wir die gesetzlichen Vorgaben. – 3. und letzter Teil. 
HR DR. Heinz zimpeR

Denkbar wäre bei Bauten  
auf fremdem Grund, etwa  
bei Jagdhütten, Hochständen 
und Fütterungsanlagen, die 

Vereinbarung eines sogenannten „Super­
ädifikats“. Dabei handelt es sich um 
Bauwerke auf fremdem Grund, die in 
der Absicht errichtet werden, dass sie 
nicht für immer auf dem Grundstück 
bleiben. 

Dabei ist es unbeachtlich, ob die 
Bauwerke ohne Substanzverlust ent­
fernt werden können. Nicht für die 
Dauer bestimmte Anlagen bleiben nur 
dann selbstständige, beweg liche Sachen 
und im Eigentum des Errichters, wenn 
sie als Superädifikate errichtet werden 
und dies mit dem Grundeigentümer 
ausdrücklich vereinbart worden ist. 
Eine Ablöse ist denkbar, weil das 
 Eigentum am Superädi fikat übertragen 
werden kann.

In jedem Fall wird rechtlich geraten, 
mit dem Grundeigentümer über dessen 
Zustimmung zu der Jagdeinrichtung, 
über das Eigentum, über die Pflicht  
zur Erhaltung und über die sonstigen 
Fragen eine schriftliche Vereinbarung 
abzuschließen, um offene rechtliche 
Fragen zu vermeiden.

Rechtliche Klarstellung 
Wie bereits im zweiten Teil dieser Serie 
erwähnt, sollten zumindest drei Fragen 
geklärt werden, nämlich:
��Stimmt der Grundeigentümer der 
Reviereinrichtung zu?

��Wer ist Eigentümer dieser Revier­
einrichtung?
��Wer ist für die Erhaltung 
 zu ständig?

Natürlich können noch viele weitere 
Punkte vereinbart und feinere Aus­
feilungen vorgenommen werden. Wenn 
aber keine Notwendigkeit besteht,  
sollte die bisher bewährte Praxis eines 
verantwortungsvollen und vertrauens­
vollen Umgangs zwischen Grundeigen­
tümer und Jagdausübungsberechtigten 
nicht in ein zu straffes rechtliches 
 Korsett gedrängt werden. Und natür­
lich können sich aus der Beantwortung 
dieser drei Fragen noch weitere Details 
zu Vereinbarungen oder zusätzliche 
Klärungen ergeben. 

Die erste Frage ist absolute  
Voraussetzung für die Errichtung einer 
 Jagdeinrichtung, wenn nicht die bereits 
 erwähnte Ausnahme (Errichtung einer 
Jagdeinrichtung wider Willen des 
Grund eigentümers) greift. Aber im  
Falle dieser Ausnahme stellt der Gesetz­
geber eigene Regelungen für eine 
 Ent schädigung und für die Übergabe 
an den Jagdrechtsnachfolger auf.

Weitere Vereinbarungen
Bei Klärung des Eigentums über die 
Jagdeinrichtung im Sinne der zweiten 
Frage wird die Möglichkeit des bürger­
lichen Rechts genutzt, eigene vertrag­
liche Vereinbarungen zu treffen und die 
eigene Rechtssphäre zu gestalten. Einige 
mögliche Vereinbarungen wären: 

��Die Jagdeinrichtung steht im 
 Eigentum des Jagdausübungs­
berechtigten, ihm steht damit die 
Erhaltung und die Verantwortung 
über die ordnungsgemäße Benützung 
zu, aber er kann dieses Eigentum  
an der Jagdeinrichtung auch an 
einen eventuellen Jagdrechts­
nachfolger weitergeben. 
��Die Jagdeinrichtung steht nur  
bis zur Beendigung des Jagdpacht­
verhältnisses im Eigentum des Jagd­
ausübungsberechtigten und fällt 
dann dem Grundeigentümer zu, 
eventuell mit oder ohne Ablöse. 
Über das weitere Schicksal der  
Jagdeinrichtung entscheidet  
dann der Grundeigentümer.
��Die Jagdeinrichtung wird zwar  
vom Jagdausübungsberechtigten 
 errichtet, womit er die ausschließ­
liche Nutzung, aber auch Haftung 
für diese Jagdeinrichtung hat, die 
Einrichtung fällt aber sofort nach 
Errichtung dem Eigentum des 
Grundeigentümers zu. In einem 
 solchen Fall wird der Grundeigen­
tümer Eigen tümer dieses Objekts. 
Er soll bei einem Pächterwechsel  
in der Folge dann mit dem nach­
folgenden Jagdausübungsberechtig­
ten ver einbaren, ob dieser die Jagd­
einrichtung verwenden darf und 
wer die Erhaltungs­ und Haftungs­
verpflichtung übernimmt. Der 
Grundeigentümer kann diese Jagd­
einrichtung aber auch entfernen.

Weitere interessante   
Artikel dieser Serie  finden 

Sie auf unserer Website: 
www.weidwerk.at
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��Eine Jagdeinrichtung darf nur  
eine bestimmte Zeit auf diesem 
Grundstück aufgestellt werden.
��Die Aufstellung und Verwendung 
einer Jagdeinrichtung ist nur für 
die Pachtdauer gestattet und dann 
vom Jagdausübungsberechtigten zu 
entfernen bzw. an den nachfolgenden 
Jagdpächter weiterzugeben.

Erhaltung
Bei den zu vereinbarenden Punkten 
soll auch die Frage der Erhaltung ge­
klärt werden. Falls die Jagd einrichtung 
in das Eigentum des Jagd ausübungs­
berechtigten fällt, so ist dieser zur 
 Erhaltung verpflichtet. Fällt die 
 Er haltungs verpflichtung aber einer 
 anderen Person zu, sollte dieser 
 Umstand geklärt werden. Ebenso die 
Frage der Dauer des Bestands der 
 Jagdeinrichtung, und ob sowie unter 
welchen Umständen sie der Grund­
eigentümer entfernen kann.

Diese aufgezeigten Vereinbarungs­
möglichkeiten sollen nur als Beispiele 
dienen und zur eigenen Gestaltung 
 anregen. Das bürgerliche Recht erlaubt 
diese individuelle Gestaltung. Diese 
Handlungs freiheit sollte daher bereits 
im Vornherein genutzt werden. Das  
ist keine Übervorteilung des Grund­
eigentümers oder des Jagdausübungs­
berechtigten, sondern einfach eine ver­
antwortliche Gestaltung der jagdlichen 
Rechtssphäre. Diese sollte dann auch 

entsprechend dokumentiert werden. 
Das Verlässlichste wäre eine schrift­
liche Vereinbarung, aber es gibt auch 
gültige mündliche Vereinbarungen. 

Das Problem dabei sind die Beweis­
barkeit und die Erinnerung an die 
 relevanten Inhalte. Daher wird geraten, 
falls keine von beiden Seiten unter­
schriebene Vereinbarung abgeschlossen 
werden kann, zumindest die relevanten 
Punkte schriftlich festzuhalten! Ebenso 
die Namen und Anschriften eventueller 
Zeugen dieser Verein barung.

Benützung
Jagdfremde Personen dürfen ohne Be­
willigung des Jagdausübungsberechtig­
ten Jagdeinrichtungen nicht benützen. 
Eine gesonderte Beschilderung oder 
ein Verbotshinweis ist nicht notwendig. 
Wenn eine derartige Beschilderung 
 angebracht wird, erleichtert diese  
aber im Falle einer Beanstandung die 
Argumentation. 

Für eine verbotene Benützung 
 haftet der Jagdausübungsberechtigte 
nicht. Eine Haftung kann aber be­
stehen, wenn die Jagdeinrichtung 
schadhaft ist und dadurch jemand  
zu Schaden kommt. Das „Inkauf­
nehmen eines Schadens“ könnte ein 
Mit verschulden bewirken. Jeder Jagd­
ausübungs berechtigte sollte daher 
morsche bzw. defekte Hochstände oder 
Fütterungen, sogenannte „Revierleichen“, 
umgehend entfernen.

Entfernung
Ist der Jagdausübungsberechtigte Eigen­
tümer der Jagdeinrichtung, darf er 
diese entfernen. Ist dies nicht der Fall, 
darf er diese ohne Zustimmung des 
Eigentümers nicht abbauen. Auch für 
diese Frage ist daher die Absprache 
über das Eigentum und über die 
 weitere Verwendung geboten. Hat ein 
Jagd ausübungsberechtigter eine Jagd­
einrichtung nur mit Zustimmung des 
Grundeigentümers und ohne weitere 
Vereinbarung errichtet und wird diese 
von ihm auch verwendet, so ist nach 
derzeitiger Sicht der Jagdausübungs­
berechtigte zur Sanierung von Schäden 
und für den ordnungsgemäßen Zustand 
verantwortlich. Wird diese Jagdeinrich­
tung schadhaft und verfällt, wäre diese 
vom Jagdausübungs berechtigten zu 
entfernen. 

Es wird daher empfohlen, vor  
jeder Errichtung einer Jagdeinrichtung, 
aber auch vor jeder umfangreichen 
 Sanierung die Zustimmung des Grund­
eigentümers einzuholen und mit diesem 
zumindest die Fragen des Eigentums 
und der Erhaltung sowie allenfalls  
der Bestandsdauer zu klären. Gerade 
zu Beginn einer Jagdperiode bietet  
es sich an, eine dauerhafte Klärung 
 offener Fragen zu suchen, um die Jagd­
periode friktionsfreier zu gestalten 
und die Grund lagen für die Weitergabe 
von Jagdeinrichtungen im Falle eines 
Pächter wechsels zu schaffen.

VEREINBARUNGSSACHE.
Die Klärung von Fragen zu  
Beginn eines Pachtverhältnis-
ses kann Konflikten zu einem 
späteren Zeitpunkt  vorbeugen.
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